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Statuten
Fassung 16. Mai 2013, modifiziert an den Generalversammlungen 
vom 10. Juni 2014, 20. Juni 2019, 24. Juni 2021 und 23. Juni 2022

Die Statuten wurden vom Bundesamt für Wohnungs-
wesen BWO geprüft. Sie entsprechen den Anforderun-
gen für die Gemeinnützigkeit.

Es wird ausschliesslich die weibliche Form verwendet, 
alle anderen Personen sind immer auch mit gemeint.

Name und Sitz
1.	 Unter dem Namen «Wohnbaugenossenschaft 

Warmbächli» besteht auf unbeschränkte Dauer mit 
Sitz und Gerichtsstand in Bern eine im Handelsre-
gister eingetragene gemeinnützige Genossenschaft 
im Sinne von Art. 828ff. OR.

Zweck
2.	 Die Genossenschaft Warmbächli bezweckt, ihren 

Mitgliedern Wohn- und Gewerberaum zur Verfü-
gung zu stellen durch:

a.	 Erwerb von Liegenschaften, Bauland und 
Baurechten;

b.	 Bereitstellung von Wohnraum in unterschied-
lichen Wohnformen zur Ermöglichung von 
selbstbestimmtem, gemeinschaftlichem und 
kostengünstigem Wohnen für ihre Mitglieder;

c.	 Bereitstellung von Räumlichkeiten für die Nut-
zung für Gewerbe und Kultur zur Unterstützung 
des Hauptzwecks gemäss Buchstabe b;

d.	 Förderung des gemeinschaftlichen Zusammen-
lebens und der gegenseitigen Solidarität von 
Menschen mit Unterschieden z. B. nach Her-
kunft, Alter, sozialen Bedürfnissen und ökono-
mischen Möglichkeiten, sowie Förderung der 
gemeinsamen Nutzung von Infrastruktur;

e.	 Schaffung von umweltfreundlichen und res-
sourcenschonenden Wohn- und Arbeitsverhält-
nissen im Sinne der 2000-Watt-Gesellschaft;

f.	 Ideelle und materielle Unterstützung von Be-
strebungen, welche die Bereitstellung von 
Wohn- und Gewerberaum i.S. der Buchstaben 
b. bis e. zum Ziel haben.

3.	 [Aufgehoben]

4.	 Die Tätigkeit der Genossenschaft Warmbächli ist 
gemeinnützig und nicht gewinnstrebend.

Allgemeine Grundsätze
5.	 Die Bauten der Genossenschaft sind jeder spekula-

tiven Verwendung dauernd zu entziehen. Sie sind 
grundsätzlich unveräusserlich. Ausgenommen da-
von sind Objekte, welche sich längerfristig nicht 
mehr sinnvoll zu den statutarischen Bedingungen 
vermieten lassen. Entsprechende Veräusserungen 
erfordern die Dreiviertelmehrheit der abgegebenen 
Stimmen an der Generalversammlung. Vorbehal-
ten bleiben besondere Vorschriften für bestimmte 
Wohnobjekte sowie vertragliche Verpflichtungen, 
insbesondere jene in Baurechtsverträgen mit der 
Stadt Bern.

6.	 Die Genossenschaft baut, unterhält und bewirt-
schaftet ihre Gebäude nachhaltig.

7.	 Mietraum und Zahl der Mieterinnen sollen in einem 
angemessenen Verhältnis zueinander stehen. Die 
Genossenschaft regelt ihre Vermietungsgrundsätze 
in einem Reglement.

7a.	 Die Mitglieder sind verpflichtet, selber in den von 
ihnen gemieteten Wohnungen zu wohnen und dort 
zivilrechtlichen Wohnsitz oder amtlich gemeldeten 
Wochenaufenthalt zu haben.

7b.	 Die ganze oder teilweise Untervermietung einer  
Wohnung oder einzelner Zimmer ist nur mit vor-
gängiger Zustimmung der Verwaltung zulässig. Die 
Verwaltung kann die Zustimmung zu einem ent-
sprechenden Gesuch aus den in Art. 262 Abs. 2 OR  
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genannten Gründen verweigern. Als wesentliche  
Nachteile bei der Untervermietung der ganzen 
Wohnung gelten insbesondere deren mehr als ein-
jährige Dauer, die mehr als zweimalige Unterver-
mietung im laufenden Mietverhältnis, die Unter-
vermietung an Personen, welche die Vermietungs-
richtlinien gemäss Vermietungsreglement nicht 
erfüllen sowie der Umstand, dass die Mitglieder 
nicht eindeutig darlegen können, dass sie die Woh-
nung nach Ablauf der Untervermietung wieder 
selber bewohnen werden. Bei Untervermietung 
einzelner Zimmer entsteht der Genossenschaft 
auch ein wesentlicher Nachteil, wenn damit Ver-
mietungsrichtlinien gemäss Vermietungsreglement 
umgangen werden. Die Verwaltung kann die  
tage- oder wochenweise Untervermietung an Drit-
te erlauben. Einzelheiten regelt das Vermietungs-
reglement.

8.	 Die Mietzinse für Wohnraum sind nach den Selbst-
kosten zu bemessen. Die Genossenschaft verzich-
tet auf die Erzielung eines eigentlichen Gewinns 
sowie auf übersetzte Zahlungen an Dritte. Ein 
guter Unterhalt, genügend Abschreibungen und 
Rücklagen werden eingerechnet. Beiträge zuguns-
ten eines Solidaritätsfonds können erhoben wer-
den (vgl. Art. 45).

9.	 Die Genossenschaft organisiert sich nach den 
Grundsätzen der Selbstverwaltung und der Miete-
rinnenmitsprache und schafft entsprechende Gre-
mien. Es wird angestrebt, bei Entscheiden mög-
lichst viele Meinungen zu berücksichtigen und erst 
nach einer meinungsbildenden Diskussion einen 
Entscheid zu fällen. Die genauen Verfahren wer-
den in einem Organisationsreglement festgehalten.

10.	 In allen Organen ist ein angemessenes Geschlech-
terverhältnis anzustreben.

11.	 Die Genossenschaft kann sich an Unternehmen 
und Organisationen mit gleichen oder ähnlichen 
Zielsetzungen beteiligen und die Mitgliedschaft bei 
Dachorganisationen gemeinnütziger Baugenossen-
schaften erwerben.

11a.	Die Genossenschaft kann für den Eigenverbrauch 
und zur Einspeisung in das öffentliche Elektrizi-
tätsnetz eigene Stromerzeugungsanlagen erstellen 
und betreiben oder dafür z.B. Dachflächen Dritten 
zur Verfügung stellen.

12.	 Die Abänderung von Art. 2, 4 und 12 dieser Sta-
tuten erfordert die Dreiviertelmehrheit der an der 
Generalversammlung abgegebenen Stimmen.

13.	 Für die Abänderung oder Aufhebung der Regelun-
gen von Art. 5, 52, 54, 56–60 und 13 bedarf es  
eines Beschlusses der Generalversammlung von 
vier Fünfteln der abgegebenen Stimmen, wobei 
mindestens 20 % aller Genossenschafterinnen an 
der Generalversammlung vertreten sein müssen.

Mitgliedschaft
14.	 Mitglied kann jede volljährige natürliche Person 

oder juristische Person werden, die mindestens  
einen Anteilschein in der Höhe von CHF 200.–  
erwirbt und eine allfällige Eintrittsgebühr be-
zahlt hat. Die Eintrittsgebühr wird durch die Ge-
neralversammlung festgelegt und beträgt maxi-
mal CHF 500.–. Die Generalversammlung kann 
einen jährlichen Mitgliederbeitrag bis maximal 
CHF 150.– festlegen.

	 Die Mitgliedschaft bei der Genossenschaft ist 
grundsätzlich Voraussetzung für die Miete eines 
genossenschaftlichen Wohn- oder Gewerberau-
mes, begründet jedoch keinen Anspruch.

15.	 Der Eintritt in die Genossenschaft ist jederzeit 
durch schriftliche Erklärung möglich. Über die 
Aufnahme entscheidet die Verwaltung der Ge-
nossenschaft, wobei eine Ablehnung des Aufnah-
megesuches nicht zu begründen ist. Auf Begehren 
eines Mitglieds der Verwaltung bzw. der Betroffe-
nen entscheidet die nächste Generalversammlung 
über die Aufnahme. Eine generelle Beschränkung 
der Aufnahme von neuen Mitgliedern darf nicht 
erfolgen.

16.	 Anteilkapital kann mit Mitteln der beruflichen 
Vorsorge finanziert werden. Die Verwaltung regelt 
den Vollzug in einem Reglement.

17.	 Die Mitglieder sind verpflichtet, die Interessen der 
Genossenschaft wahrzunehmen sowie den Statuten  
und den Beschlüssen der Genossenschaftsorgane 
und Gremien Folge zu leisten.

17a.	Mitglieder, die Räumlichkeiten der Genossenschaft  
mieten, verpflichten sich, der Eigenverbrauchsge-
meinschaft beizutreten sowie den Strom von der 
Genossenschaft resp. Dritten gemäss für die Eigen
verbrauchsgemeinschaft geltenden Bedingungen 
zu beziehen.

18.	 Die Mitgliedschaft erlischt durch Austritt, Aus-
schluss oder Tod resp. Auflösung. Der Aus-
tritt aus der Genossenschaft erfolgt schriftlich 
an die Verwaltung und unter Einhaltung einer 
sechsmonatigen Kündigungsfrist auf Ende eines 
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Kalenderjahres. Ist das Mitglied Mieterin von 
Räumlichkeiten der Genossenschaft, setzt der 
Austritt die Kündigung des Mietverhältnisses vo-
raus; dabei gelten die vertraglichen oder gesetzli-
chen Kündigungsfristen.

19.	 Ein Mitglied kann jederzeit durch die Verwaltung 
aus der Genossenschaft ausgeschlossen werden, 
wenn ein wichtiger Grund oder einer der nachfol-
genden Ausschlussgründe vorliegt:

a.	 Verletzung genereller Mitgliedschaftspflich-
ten, insbesondere der genossenschaftlichen 
Treuepflicht, Missachtung statutenkonformer 
Beschlüsse der Generalversammlung oder der 
Verwaltung sowie vorsätzliche Schädigung des 
Ansehens oder der wirtschaftlichen Belange der 
Genossenschaft;

b.	 Missachtung der Pflicht, selber in den gemiete-
ten Wohnungen zu wohnen und dort zivilrecht-
lichen Wohnsitz oder amtlich gemeldeten  
Wochenaufenthalt zu haben;

c.	 Zweckentfremdung der Wohnung, namentlich 
wenn sie und dazugehörende Nebenräume vor-
wiegend zu geschäftlichen Zwecken benutzt 
werden;

d.	 Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsan-
gebotes bei Unterbelegung;

e.	 Missachtung einer Bestimmung der Statuten;

f.	 Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsan-
gebotes, wenn das zuständige Organ einen Be-
schluss über Umbau oder Abbruch der betref-
fenden Liegenschaft gefasst hat;

g.	 Verletzung des Mietvertrages, insbesondere bei 
Vorliegen eines ausserordentlichen mietrecht-
lichen Kündigungsgrundes nach den Art. 257d 
OR, 257f OR, 266g OR und 266h OR;

h.	 Verletzung von Bestimmungen der Wohn-
bauförderung, aufgrund derer das Mietverhält-
nis gekündigt werden muss, sofern kein zumut-
bares Umsiedlungsangebot gemacht werden 
kann oder ein solches abgelehnt worden ist;

i.	 Missachtung einer für Gewerberäume verein-
barten Betriebspflicht.

20.	 Dem Ausschluss hat eine entsprechende Mahnung 
vorauszugehen, ausser wenn eine Abmahnung 
nutzlos ist oder die Kündigung des Mietvertrages 
unter Berufung auf Art. 257f Abs. 4 OR erfolgt.

Der Beschluss über den Ausschluss ist dem betref-
fenden Mitglied durch eingeschriebenen Brief mit 

Begründung und Hinweis auf die Möglichkeit der 
Berufung an die Generalversammlung zu eröffnen. 
Der Ausgeschlossenen steht während 30 Tagen 
nach Empfang der Mitteilung das Recht der Be-
rufung an die Generalversammlung zu. Die Beru-
fung hat keine aufschiebende Wirkung, doch hat 
die Ausgeschlossene das Recht, in der Generalver-
sammlung ihre Sicht selber darzulegen oder darle-
gen zu lassen.

Die Anrufung des Richters nach Art. 846 Abs. 3 OR  
innert 3 Monaten bleibt vorbehalten. Sie hat eben-
falls keine aufschiebende Wirkung.

21.	 Bei Tod, Eheschutz, Ehetrennung, Ehescheidung 
u.a. gilt das Vermietungsreglement resp. die gesetz-
lichen Bestimmungen.

Generalversammlung
22.	 Die ordentliche Generalversammlung wird alljähr-

lich innerhalb der ersten Hälfte des Kalenderjahres 
abgehalten und wird von der Verwaltung einbe-
rufen. Ausserordentliche Generalversammlungen 
werden einberufen:

a.	 auf Beschluss der Generalversammlung oder 
der Verwaltung;

b.	 auf Antrag der Revisionsstelle oder eines Gre-
miums gemäss Organisationsreglement;

c.	 auf Begehren eines Zehntels der Genossen-
schafterinnen, mindestens aber von dreien, wo-
bei das Begehren von den betreffenden Mit-
gliedern unter Angabe und Begründung des 
gewünschten Verhandlungsgegenstandes eigen-
händig unterzeichnet der Verwaltung einzu-
reichen ist. In diesem Falle hat die Generalver-
sammlung innert zweier Monate nach Eingang 
des Begehrens stattzufinden.

23.	 Die Einladung zur Generalversammlung ist den 
Mitgliedern spätestens zehn Tage vorher zuzustel-
len. In der Einladung sind sämtliche Traktanden  
zu nennen.

24.	 An der Generalversammlung darf nur über Ge-
schäfte beschlossen werden, die in der Einla-
dung angekündigt waren. Ausgenommen ist der 
Beschluss über die Einberufung einer weiteren 
Generalversammlung.

25.	 Jede Genossenschafterin hat an der Generalver-
sammlung eine Stimme. Jedes Mitglied kann, falls 
es schriftlich bevollmächtigt ist, maximal ein ande-
res Mitglied in der Generalversammlung vertreten. 
Juristische Personen als Mitglieder lassen sich an 
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der Generalversammlung durch eine schriftlich be-
vollmächtigte Delegierte vertreten.

26.	 Die Generalversammlung fasst ihre Beschlüsse mit 
der einfachen Mehrheit der abgegebenen Stim-
men. Bei der Beschlussfassung über die Entlastung 
der Verwaltung bzw. über die Erledigung von Re-
kursen gegen Entscheide der Verwaltung haben 
dessen Mitglieder kein Stimmrecht. Bei Wahlen 
gilt im ersten Wahlgang das absolute, im zweiten 
Wahlgang das relative Mehr. Ungültige Stimmen 
werden nicht mitgezählt.

26a.	Die Generalversammlung wird vom Präsidium 
bzw. Co-Präsidium oder einem Mitglied der Ver-
waltung geleitet. Sie kann auf Antrag der Verwal-
tung eine Tagespräsidentin wählen.

27.	 Wahlen und Abstimmungen erfolgen offen, sofern 
nicht ein Drittel der Stimmenden die geheime  
Durchführung verlangt. Die Verwaltung ist be-
rechtigt die geheime Durchführung anzuordnen.

28.	 Für den Verkauf von Grundstücken und die Ein-
räumung von Baurechten sowie für Auflösung und 
Fusion der Genossenschaft ist die Zustimmung von 
drei Vierteln der abgegebenen Stimmen notwen-
dig. Die Art. 889 OR und Art. 18 Abs. 1 lit. d Fusi-
onsgesetz (FusG) bleiben vorbehalten.

29.	 Die Generalversammlung ist beschlussfähig, wenn 
sie statutengemäss einberufen wurde und die all-
fällig vom Gesetz oder diesen Statuten vorgesehe-
ne Mindestanzahl von Anwesenden vertreten ist. 
Der Generalversammlung stehen folgende Befug-
nisse zu:

a.	 Festsetzung und Änderung der Statuten mit 
Zweidrittelmehrheit der abgegebenen Stimmen, 
wobei Art. 889 OR vorbehalten bleibt.  
Die Änderung oder Aufhebung von Bestim-
mungen dieser Statuten, die besondere Quoren 
vorsehen, erfordert das in der Bestimmung fest-
gelegte Quorum.

	 Diese Statuten und ihre Änderungen bedürfen 
vor der Beschlussfassung durch die General
versammlung einer Genehmigung durch das 
Bundesamt für Wohnungswesen (BWO), wenn 
Fördergelder des Bundes bezogen werden, so-
wie wenn das BWO der Genossenschaft die 
Gemeinnützigkeit nach dem Wohnförderungs-
gesetz (WFG) bescheinigen soll;

b.	 die Wahl der Verwaltung, des Präsidiums und 
der Revisionsstelle; 

c.	 die Entgegennahme und Genehmigung des Jah-
resberichtes der Verwaltung;

d.	 die Abnahme der Betriebsrechnung und der Bi-
lanz sowie die Entlastung der Verwaltung, so-
wie die Beschlussfassung über die Verwendung 
eines allfälligen Reinertrages;

e.	 Beschlussfassung über die Aufnahme von Mit-
gliedern, deren Beitritt von der Verwaltung ab-
gelehnt wurde, gemäss Art. 15 dieser Statuten;

f.	 Erledigung von Rekursen gegen Ausschlüsse 
durch die Verwaltung;

g.	 Beschlussfassung über Anträge von Mitgliedern, 
welche bis spätestens 30 Tage vor der General-
versammlung schriftlich an die Verwaltung ein-
gereicht worden sind;

h.	 Beschlussfassung über Mitgliederbeiträge;

i.	 Genehmigung von Reglementen, soweit diese 
nicht ausdrücklich in der Kompetenz der Ver-
waltung liegen oder von der Generalversamm-
lung an die Verwaltung delegiert wurde;

j.	 Beschlussfassung über Gegenstände, die der 
Generalversammlung durch Gesetz oder Sta-
tuten vorbehalten sind oder die von der Ver-
waltung der Generalversammlung unterbreitet 
werden;

k.	 Beschlussfassung über die Auflösung oder  
Fusion der Genossenschaft gemäss Art. 56 und  
Art. 57 dieser Statuten.

Verwaltung
30.	 Die Verwaltung besteht aus 5–15 Mitgliedern. 

Spätestens ein Jahr nach Bezug der Räumlichkei-
ten muss mindestens die Hälfte der Verwaltung  
die Mieterschaft vertreten.

31.	 Die Verwaltung konstituiert sich selbst, das Präsi-
dium wird von der GV gewählt. Alle ordentlichen 
Mitglieder der Verwaltung werden von der Ge-
neralversammlung auf ein Jahr gewählt und sind 
in der Regel für zehn Amtsperioden wählbar. Das 
Präsidium kann aus einer oder mehreren Personen 
bestehen. Das Präsidium ernennt eine Protokoll-
führerin, die nicht der Verwaltung anzugehören 
braucht.

32.	 Die Verwaltung kann Reglemente erlassen, soweit 
diese nicht der Genehmigung durch die General-
versammlung unterstehen. Öffentlich-rechtliche 
Subventionsvorschriften bleiben stets vorbehalten.
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33.	 Die Verwaltung besorgt die Verwaltung und sämt-
liche Geschäfte, die nicht ausdrücklich der Gene-
ralversammlung oder der Revisionsstelle vorbehal-
ten sind. Sie kann eine Geschäftsstelle einsetzen.

34.	 Die Verwaltung setzt Arbeitsgruppen und Kom-
missionen ein und legt deren Aufgaben und Ent-
schädigung fest. Kommissionsmitglieder müssen 
nicht Mitglieder der Genossenschaft sein.

35.	 Die Verwaltung versammelt sich, so oft die Ge-
schäfte es erfordern. Sie ist beschlussfähig, wenn 
die Mehrheit ihrer Mitglieder anwesend ist.

36.	 Die Verwaltung bezeichnet die Personen, welche je 
zu zweit zeichnungsberechtigt sind.

37.	 Die Mitglieder der Verwaltung können für ihre Tä-
tigkeit entschädigt werden. Details sind im Ent-
schädigungsreglement geregelt. Die Ausrichtung 
von Tantiemen ist ausgeschlossen.

Revisionsstelle
38.	 Als Revisionsstelle ist ein zugelassener Revisor 

oder eine zugelassene Revisionsunternehmung 
nach dem Revisionsaufsichtsgesetz (Art. 5 f. RAG) 
und Art. 727c OR auf die Dauer von zwei Jahren 
von der Generalversammlung zu wählen. Wahlen 
innert der Amtsdauer gelten bis zu deren Ablauf.

39.	 Wählt die Generalversammlung eine Revisions-
stelle, führt diese eine eingeschränkte Revision 
nach Art. 729 ff. OR durch. Die Aufgaben und Ver-
antwortung der Revisionsstelle richten sich nach 
den gesetzlichen Bestimmungen.

40.	 Die Generalversammlung kann auf die Wahl einer 
Revisionsstelle verzichten (Opting Out), wenn:

a.	 die Genossenschaft nicht zur ordentlichen Re-
vision verpflichtet ist;

b.	 sämtliche Genossenschafterinnen zustimmen;

c.	 die Genossenschaft nicht mehr als zehn Voll-
zeitstellen im Jahresdurchschnitt hat;

d.	 keine anderen gesetzlichen oder vertraglichen 
Gründe die Genossenschaft zu einer Revision 
verpflichten.

41.	 Verzichtet die Generalversammlung auf die Wahl 
einer Revisionsstelle, beauftragt die Verwaltung 
stattdessen eine vom Bundesamt für Wohnungs-
wesen (BWO) anerkannte Prüfstelle mit der  
prüferischen Durchsicht der Jahresrechnung.

42.	 Wird ein Opting Out beschlossen, richten sich die 
Aufgaben und Verantwortung der Prüfstelle nach 

dem entsprechenden Reglement des Bundesamtes 
für Wohnungswesens (BWO).

43.	 Die Revisionsstelle legt der ordentlichen General-
versammlung schriftlichen Bericht vor.

44.	 Darüber hinaus kann die Revisionsstelle auch 
während des Geschäftsjahres ihrer Kontrolltä-
tigkeit nachgehen. Sie ist verpflichtet, jede von 
ihr festgestellte Unregelmässigkeit unverzüg-
lich der Verwaltung zur Kenntnis zu bringen. Sie 
ist berechtigt, an den Sitzungen der Verwaltung 
teilzunehmen.

Solidaritätsfonds
45.	 Die Genossenschaft verfügt über einen Solidari-

tätsfonds der durch Beiträge der Mieterinnen der 
Genossenschaft geäufnet wird. Eine Solidaritäts-
kommission leitet den Fonds. Näheres regelt das 
Reglement des Fonds.

Finanzen und Rechnungswesen
46.	 Die Genossenschaft beschafft sich ihre finanziellen 

Mittel wie folgt:

a.	 durch Mitgliederbeiträge,

b.	 durch Ausgabe von Anteilscheinen an 
Mitglieder,

c.	 durch Mietzinse,

d.	 durch Darlehen von Mitgliedern und Dritten,

e.	 durch Eintrittsgebühren,

f.	 durch den Betrieb einer Depositenkasse,

g.	 durch Solidaritätsbeiträge von Mitgliedern.  
Details sind in einem Finanzierungsreglement 
festgehalten,

h.	 durch Einnahmen aus Dienstleistungen.

47.	 Die Jahresrechnung besteht aus Erfolgsrechnung, 
Bilanz und Anhang und wird nach den Grundsät-
zen der ordnungsgemässen Rechnungslegung so 
aufgestellt, dass die Vermögens- und Ertragslage 
der Genossenschaft zuverlässig beurteilt werden 
kann. Sie enthält auch die Vorjahreszahlen. Mass-
gebend sind die entsprechenden Artikel des Obli-
gationenrechts, weitere gesetzliche Vorschriften, 
insbesondere jene der Wohnbauförderung, sowie 
die branchenüblichen Grundsätze.

48.	 Bei Erhalt von Baurechten oder finanziellen Leis-
tungen und Beteiligungen von Körperschaften des  
 



 
Seite 6 • warmbaechli.ch

öffentlichen Rechts sind deren Vorschriften zum 
Rechnungswesen zu beachten.

49.	 Mitglieder, die Wohnraum der Genossenschaft 
mieten, müssen zusätzlich zum Mitgliedschaftsan-
teil weitere Anteile (Wohnungsanteile) überneh-
men. Einzelheiten regelt die Verwaltung in einem 
Reglement, wobei der zu übernehmende Betrag 
nach der Fläche der gemieteten Räumlichkeiten 
abgestuft ist, den Wohnbauförderungsvorschriften 
entsprechen sowie für die Finanzierung der Bauten 
ausreichen muss. Der Maximalbetrag beträgt 20 % 
der Anlagekosten der gemieteten Räumlichkeiten.

49a.	Mitglieder, die Gewerberaum der Genossenschaft 
mieten, müssen zusätzlich zum Mitgliedschafts-
anteil weitere Anteile (Gewerbeanteile) überneh-
men, dessen Höhe in der Regel im Verhältnis zum 
Mietzins festgelegt wird. Einzelheiten regelt die 
Verwaltung. Der Maximalbetrag beträgt 20 % der 
Anlagekosten der gemieteten Räumlichkeiten.

50.	 Alle Mitglieder können mehr als einen Anteilschein  
zeichnen. Anteilscheine werden grundsätzlich 
nicht verzinst. Eine Verzinsung der Genossen-
schaftsanteile darf nur erfolgen, wenn angemesse-
ne Einlagen in die gesetzlichen und statutarischen 
Fonds sowie Abschreibungen vorgenommen sind.

Die Generalversammlung bestimmt alljährlich 
den Zinssatz, wobei der landesübliche Zinssatz für 
langfristige Darlehen ohne besondere Sicherheiten, 
der für die Befreiung von der eidg. Stempelabgabe 
zulässige Zinssatz in der Höhe von 6 % und gege-
benenfalls die in Bestimmungen der Wohnbauför-
derung vorgesehenen Grenzen nicht überschritten 
werden dürfen.

51.	 Die Übertragung von Genossenschaftsanteilen ist 
nur von Mitglied zu Mitglied zulässig und benö-
tigt, ausgenommen bei der Übertragung zwischen 
Mitgliedern mit gemeinsamem Mietvertrag, die 
Zustimmung der Verwaltung. Erforderlich sind ein 
schriftlicher Abtretungsvertrag sowie eine Mittei-
lung an die Genossenschaft.

52.	 Ausscheidende Mitglieder bzw. deren Erben haben 
keine Ansprüche auf Genossenschaftsvermögen 
mit Ausnahme des Anspruchs auf Rückzahlung der 
von ihnen einbezahlten Genossenschaftsanteile.

52a.	Die Rückzahlung von Anteilscheinen ausgeschie-
dener Mitglieder erfolgt zum Bilanzwert des Aus-
trittsjahres unter Ausschluss der Reserven und 
Fondseinlagen, höchstens aber zum Nennwert.

	 Die Rückzahlung des an ein Mietobjekt gebun-
denen Anteilkapitals erfolgt nach Abgabe des 

Mietobjekts unter Vorbehalt der Festlegung von 
Bilanzwert und Zinssatz durch die nächste ordent-
liche Generalversammlung. Falls die Finanzlage 
der Genossenschaft dies erfordert, ist die Verwal-
tung berechtigt, die Rückzahlung bis auf die Dauer 
von drei Jahren hinauszuschieben, wobei die glei-
che Verzinsung wie bei ungekündigten Genossen-
schaftsanteilen erfolgt.

52b.	Sind absehbare Ansprüche (namentlich aus laufen-
den Nebenkostenperioden, Mieterschäden, usw.) 
betragsmässig noch nicht bestimmbar, kann die 
Auszahlung im Umfang der zu erwartenden Forde-
rung bis maximal drei Jahre hinausgeschoben wer-
den, wobei die gleiche Verzinsung wie bei unge-
kündigten Genossenschaftsanteilen erfolgt.

52c.	Die Genossenschaft ist berechtigt, die ihr gegen-
über dem ausscheidenden Mitglied zustehenden 
Forderungen mit dessen Guthaben aus den Genos-
senschaftsanteilen zu verrechnen.

52d.	Die Rückzahlung von Anteilen, die mit Mitteln der 
beruflichen Vorsorge erworben wurden, hat nach 
Weisung des bisherigen Mitglieds zu seinen Guns-
ten entweder an eine Wohnbaugenossenschaft, bei 
der es nun eine Wohnung selbst dauernd bewohnt, 
oder an eine Einrichtung der beruflichen Vorsorge 
oder – nach Erreichen des Rentenalters – an das 
bisherige Mitglied selbst zu erfolgen.

52e.	In besonderen Fällen kann die Verwaltung be-
schliessen, dass Genossenschaftsanteile vorzeitig 
zurückbezahlt werden. Das an ein Mietobjekt  
gebundene Anteilskapital darf jedoch nicht vor der 
Wohnungsübergabe zurückbezahlt werden.

52f.	 Erfolgt die Ausscheidung im Zusammenhang mit 
der Auflösung des Zusammenlebens von Ehepaa-
ren oder Paaren in eingetragener Partnerschaft 
und verbleibt eine Person in der Wohnung, rich-
ten sich die vermögensrechtlichen Folgen be-
züglich der Genossenschaftsanteile nach dem 
entsprechenden Gerichtsentscheid bzw. der ent-
sprechenden Konvention, wobei eine Auszahlung 
von Anteilskapital erst erfolgt, nachdem die in der 
Wohnung verbleibende Ehe- bzw. eingetragene 
Partnerin einen entsprechenden Betrag der Ge-
nossenschaft überwiesen hat.

52g.	Verbleibt im Falle des Todes die im gleichen Haus-
halt lebende Ehe-, eingetragene bzw. Lebenspart-
nerin in der Wohnung, erfolgt eine Auszahlung von 
Anteilskapital erst, nachdem letztere einen ent-
sprechenden Betrag der Genossenschaft überwie-
sen hat.
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53.	 Für Genossenschaftsanteile werden keine physi-
schen Anteilscheine ausgegeben. Das Mitglied er-
hält jedoch jährlich eine Bestätigung über die Höhe 
seiner Beteiligung zusammen mit einem allfälligen 
Zinsausweis.

54.	 Die Ausrichtung von Tantiemen an Mitglieder der 
Genossenschaft und ihrer Organe ist ausgeschlos-
sen.

55.	 Für die Verbindlichkeit der Genossenschaft haftet 
nur das Genossenschaftsvermögen. Es besteht we-
der eine Nachschusspflicht noch eine persönliche 
Haftung des einzelnen Mitglieds.

Auflösung und Liquidation
56.	 Die Auflösung oder Fusion der Genossenschaft er-

folgt durch Beschluss einer besonders zu diesem 
Zweck einberufenen Generalversammlung oder 
von Gesetzes wegen.

57.	 Der Auflösungs- oder Fusionsbeschluss erfordert 
die Dreiviertelmehrheit der an der Generalver-
sammlung anwesenden Genossenschafterinnen.

58.	 Die Verwaltung besorgt die Liquidation nach den 
Vorschriften von Gesetz und Statuten.

59.	 Auflösung Baurecht und Heimfallklausel erfolgen 
gemäss Baurechtsvertrag.

60.	 Das Genossenschaftsvermögen, das nach der Til-
gung aller Schulden und Rückzahlung sämtlicher 
Genossenschaftsanteile zum Nennwert verbleibt, 
wird einem gemeinnützigen Wohnbauträger oder  
der Stiftung Solidaritätsfonds von Wohnbaugenos-
senschaften Schweiz, Verband der gemeinnützigen 
Wohnbauträger, zur Verfügung gestellt

Publikationen
61.	 Die von der Genossenschaft an die Mitglieder aus-

gehenden internen Mitteilungen und Einladungen 
erfolgen schriftlich, durch Zirkular oder elektro-
nisch, jeweils an die letzte bekannte Adresse. Ge-
setzliche Vorschriften bleiben vorbehalten.

62.	 Publikationsorgan der Genossenschaft ist das 
Schweizerische Handelsamtsblatt.

Letzte Änderungen angenommen an der General
versammlung vom 23. Juni 2022.

Das Co-Präsidium 

Bernadette Dancet

Alexander Köhli

Die Protokollführer

Marco Steinacher

Daniela Nötzli


